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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften • 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atömgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der 
Grundregeln für die Ausfuhr von Milcherzeugnissen, die 
besonderen Ausfuhrbedingungen unterworfen sind. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinsdiaften vom 8. März 1971 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialaussdiusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissions Vor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 530/ Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesben 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festlegung der Grundregeln für die Ausfuhr von 
Milcherzeugnissenr die besonderen Ausfuhrbedingungen 

unterworfen sind 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse i), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. . . . /71 “), insbesondere auf Artikel 17 Absatz 3 
und Artikel 19 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 19 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 ist die Anwendung von mengen- 
mäßigen Beschränkungen oder Maßnahmen gleicher 
Wirkung im allgemeinen untersagt. 

Im Handel mit bestimmten Drittländern kann die 
Gemeinschaft sich veranlaßt sehen, die Ausfuhr be- 
stimmter Milcherzeugnisse zu beschränken. Es ist 
daher erforderlich, Vorschriften zur Festlegung eines 
Systems vorzusehen, nach dem in den vorstehend 
genannten Fällen die auszuführenden Mengen be- 
schränkt werden können. 

Dieses System muß einerseits den Exporteuren 
des betreffenden Erzeugnisses die Möglichkeit ge- 
ben, ihre während eines bestimmten vorhergehen- 
den Zeitraums getätigten Ausfuhren fortzusetzen. 
Andererseits ist es erforderlich, auch anderen Inter- 
essenten als den üblichen Exporteuren Zugangs- 
möglichkeiten zu geben. Insoweit ist das in Artikel 
17 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 vor- 
gesehene Ausschreibungsverfahren am besten ge- 
eignet, jedem Interessenten in der Gemeinschaft 
gleiche Zugangsmöglichkeiten zu garantieren - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Wenn im Handel mit bestimmten Drittländern be- 
sondere Bedingungen für die Ausfuhr von in Artikel 
1 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 genannten Er- 
zeugnissen erforderlich sind, kann eine Beschrän- 
kung der gemeinschaftlichen Ausfuhren dieser Er- 
zeugnisse und ihre Aufteilung auf die Exporteure 
beschlossen werden. 


Artikel 2 

1. Ein Teil der von der Gemeinschaft zu exportie- 
renden Gesamtmenge wird unter die Exporteure des 
betreffenden Erzeugnisses nach Maßgabe der von 
ihnen während eines Bezugszeitraums, dessen 
Dauer der betreffenden Ausfuhrperiode entspricht, 
getätigten Ausfuhren nach dem in Frage stehenden 
Land aufgeteilt. 

2. Für den Zeitraum vom 1. April 1971 bis zum 
31. März 1972 beträgt die gemäß den Bestimmungen 
des Absatzes 1 aufzuteilende Menge 80 v. H. der 
von der Gemeinschaft zu exportierenden Menge. 
Die dem einzelnen Exporteur für diesen Zeitraum 
zugeteilte Menge kann 100 v.H. der von ihm wäh- 
rend des Bezugszeitraums ausgeführten Menge nicht 
überschreiten. 

Artikel 3 

1. Die Ausfuhr der Mengen, die nicht Gegenstand 
der Aufteilung gemäß Artikel 2 sind, sowie die Aus- 
fuhr der aufgrund dieses Artikels zugeteilten und 
nicht innerhalb noch festzusetzender Fristen ausge- 
führten Mengen wird ausgeschrieben. 

2. Gegenstand der Ausschreibung ist die Höhe der 
Erstattung. Der Betrag der Erstattung ist für jeden 
Zuschlagsempfänger gleich. 

3. Die Ausschreibungsbedingungen garantieren 
jedem Interessenten der Gemeinschaft gleichen Zu- 
gang und sehen insbesondere die Stellung einer 
Ausschreibungskaution vor. 

Artikel 4 

Die gemäß den Artikeln 2 und 3 zugeteilten Aus- 
fuhrrechte sind nicht übertragbar. 

Artikel 5 

Die Durchführungsvorschriften zur vorliegenden 
Verordnung werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 30 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 erlassen. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, Nr. L . . . 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Um die Anwendung einschränkender Maßnahmen 
bei der Einfuhr zu vermeiden bzw. um eine bessere 
Aufteilung dieser Lieferungen zu erlauben, kann sich 
die Gemeinschaft veranlaßt sehen, die Ausfuhr be- 
stimmter Milcherzeugnisse nach bestimmten Dritt- 
ländern zu beschränken. Dieser Fall liegt zum Bei- 
spiel gegenwärtig bei der Ausfuhr von Cheddar nach 
dem Vereinigten Königreich vor. 

Gemäß Artikel 19 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 ist die Anwendung von mengenmäßigen 
Beschränkungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung 
untersagt, vorbehaltlich einer vom Rat beschlossenen 
Ausnahme. Die vorliegende Verordnung sieht eine 
solche Ausnahme für die vorstehend genannten 
Fälle vor. 

Um den Exporteuren eine Kontinuität ihrer Verkäufe 
zu sichern, ist vorgesehen, einen Teil der Menge, die 
die Gemeinschaft während des neuen Zeitraums 
exportieren kann, den Exporteuren nach Maßgabe 
der Mengen zuzuteilen, die sie im Laufe des vorher- 
gehenden Zeitraums ausgeführt haben. Für den Zeit- 
raum vom 1. April 1971 bis zum 31. März 1972 wird 
diese Menge vom Rat auf 80 ®/o der auszuführenden 
Gesamtmenge festgesetzt; jedoch kann die dem ein- 


zelnen Exporteur auf diese Weise zugeteilte Menge 
100 Vo seiner im Bezugszeitraum getätigten Ausfuh- 
ren nicht überschreiten. Für die folgenden Ausfuhr- 
zeiträume werden die Prozentsätze von der Kom- 
mission im Verwaltungsausschuß verfahren festge- 
legt. 

Um derartige Ausfuhren auch anderen als diesen 
„üblichen" Exporteuren zu ermöglichen, ist vorge- 
sehen, daß die nach der Zuteilung an die „üblichen" 
Exporteure verbleibende Menge im Wege der Aus- 
schreibung vergeben wird, wie im Verordnungsent- 
wurf zur Änderung des Artikels 17 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 vorgesehen, der dem Rat vorliegt. 
Gegenstand der Ausschreibung ist die Höhe der Er- 
stattung. Damit jeder Zuschlagsempfänger zu den 
gleichen Bedingungen exportieren kann, ist der Be- 
trag der im Wege der Ausschreibung gewährten Er- 
stattung für jeden Zuschlagsempfänger gleich. 

Die Durchführungsvorschriften zu dieser Regelung, 
besonders hinsichtlich der Kaution, der eventuellen 
Einführung besonderer Bescheinigungen und des 
Ausschreibungsverfahrens werden durch die Kom- 
mission im Verwaltungsausschußverfahren festge- 
legt. 
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